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Antrag 301/I/2026 Neukölln

Für eine starke Sozialversicherung: Der Bund darf sich nicht bei den Versicherten bedienen

Beschluss:

Wir fordern die SPD-Abgeordneten im Deutschen Bundestag auf, alles dafür zu tun, dass der Bund Mittel für versicherungs-

fremde Leistungen an die gesetzliche Kranken- und die gesetzliche Rentenversicherung nicht kürzt, so wie er es derzeit im

Entwurf für eine Gesundheitsreform (GKV-Finanzstabilisierungsgesetz) sowie Berichten zufolge im Haushaltsgesetz plant.  

 

Zudem fordern wir die Abgeordneten auf, die Gesundheitskosten von Grundsicherungsbeziehenden (ehemals Bürgergeldbe-

ziehenden) zukünftig aus Steuermitteln zu finanzieren und dabei einen deutlich höheren jährlichen Betrag als 250 Mio. Euro

(bei geschätzten anfallenden Jahreskosten von 12 Milliarden Euro!) anzusetzen. 

 

Überweisen an

Landesgruppe
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